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Die Wolnmngs- und Bodenpolitik in Großberlin

ei den jüngst in den Grenzboten angestellten Betrachtungen über
Wohnnngs- und Bodenpolitik ist schon der scharfen Kritik gedacht
worden, die neuerdings von einigen wissenschaftlichen Verfechtern
des extremen neuprenßischen Stantssvzialismns nn der Entwick¬
lung der Berliner Grundbesitz- und Wohnungsverhältnisse im

neunzehnten Jahrhundert und namentlich in den letzten Jahrzehnten geübt
worden ist. Es muß schon deshalb auf diese Kritik noch etwas näher ein¬
gegangen werden, weil — ganz abgesehen von dem Grad ihrer wissenschaftlichen
Berechtigung — auf sie hin für praktische Reformen durch gesetzgeberischeund
Vcrwaltungsmaßuahmeu agitiert wird, die iu sozialistischer Richtung weit über
das Ziel hinausgehn würden, das sich eine ihrer Verantwortlichkeit bewußte
Negierungspolitik zur Zeit stecken darf. Ganz besondre Bedeutung wird von
der bodeureformerischen Agitatiou in dieser Beziehung dem zweitem Teil des
Buchs von I)r. Paul Voigt über „Grundrente und Wohnungsfrage in Berlin
und seinen Vororten" beigelegt, der die Verhältnisse in den Berliner Vororten,
besonders in Charlvttenburg, am Kurfürstendamm und in der Billenkolonie
Grunewald in der Zeit von 1871 bis zur Gegenwart zwar sehr eingehend
und mit anerkennenswertem Fleiß, aber leider nicht ganz tendenzlos be¬
handelt.

Es ist auch schon ausführlich darüber gesprochen worden, wie Panl Voigt
der Berliner Bau- und Wohnungspolitik des preußischen Merkantilismus des
achtzehnten Jahrhunderts großes Lob erteilt, gegen das dann das sogenannte
liberale oder individualistischeRegime des neunzehnten Jahrhunderts um so
schärfer absticht. Auch bei der Darstellung der Entwicklung der Berliner Bor¬
ortsverhältnisse seit 1800 stellt der Verfasser die Zustände bis 1870/71 zu
rosig dar und malt dann die darauf folgenden um so wirkuugsvoller grau in
grau, und vollends die seit 1887 ganz schwarz. Er berichtet dabei durchaus
nicht etwa nur über feststehende Thatsachen in pessimistischer Auffassung zu
schwarz, sondern er beurteilt auch das Verhalten der Behörden und ihrer
Motive ungerecht. Es ist namentlich eine arge Übertreibung, wenn er sich
schließlich in seiner Darstellung der Zustände nach 1887 zu dem Satze versteigt,
die ganze Entwicklung des Baurechts in den Vororten sei charakterisiert „durch
eine zunehmende Konnivenz der Behörden gegenüber den Interessen und Be¬
strebungen der Spekulanten."
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Die vor 1887 in den Vororten von Berlin, soweit sie Gutsbezirke und
Landgemeinden waren, geltende Baupvlizeiordnnng für das platte Land des
Regierungsbezirks Potsdam vom 15. März 1872, die, wie Voigt zutreffend
bemerkt, nur eine wenig veränderte Wiederholung alterer Verordnungen
war, enthielt überhaupt keine Begrenzung der Höhe der Gebäude oder der
Größe der Bausläche. Hier griffen — wie wieder Voigt selbst richtig be¬
merkt — nur die allgemeinen Normen Platz, nach denen sich die Höhe der
Gebäude nach der Straszenbreite richtet. Diese war aber bei den meist recht
breiten Dorfstraßen lein Hindernis für die Errichtung hoher Häuser und soge¬
nannter Mietkasernen. Der ländliche Charakter der Bauordnung bestand nur
darin, daß grundsätzlich zwischen zwei Gebäuden mit feuersichrer Bedachungein
Abstand von wenigstens fünf Metern vorgeschrieben war, wovon aber die Land-
ratsümter DispenS erteilen konnten nnd reichlich erteilt haben. Die Bau-
ordnnng der Stadt Charlottenbnrg kannte auch diese Beschränkung nicht. Schon
danach muß es als unrichtig bezeichnet werden, wenn Voigt sagt: „Am
15. Januar 1887 wurde bekanntlich für Berlin eine neue Banordnung erlassen,
die das System der fünfstöckigen Mietkaserne zwar gänzlich unangetastet ließ,
jedoch immerhin gegenüber den bisherige,? Zuständen für die Stadt selbst einen
gewissen Fortschritt bedeutete. Diese neue Bauordnung hielt die Königliche
Regierung zu Potsdam für so ideal, daß sie nichts eiligeres zu thun hatte,
als sie unter dem 24. Juni 1887 auf fast sämtliche Vororte auszudehnen, denen
damit das System des Massenmiethauses von Obrigkeits wegen direkt auf¬
oktroyiert wurde. Selbst für die schönen Villenvororte im Südwesten wnrde
die fünfstöckige Mietkaserne als angemessene Bauart erklärt." Wer die Bau-
und Wohnverhültnissein den Berliner Vororten vor und nach 1887 mit eignen
Augen und mit vorurteilsfreiem Verständnis kennen gelernt hat, dem muß
diese absprechende Kritik vollends ungerechtfertigt und nur daraus erklärlich
erscheinen, daß sich Voigt wie die übrigen sozialistischen WohnnngSpvlitiker
viel zu sehr in die doktrinäre Tendenz verrannt hat, das Ein- höchstens Zwei¬
familienhaus Z. Wut xrix als die einzig zulässige Wohnhausform auch in den
Großstädten und auch für die Arbeitcrbcvölkerungdurchzusetzen.Wenn man
mich die Bauordnung vom 24. Juni 1887 in mancherlei Punkten mit Recht
bemängeln kann und namentlich die später eingeführte Ausschließung der ge¬
schlossenen Bebauung in bestimmten Landhausbezirken nur gut heißen wird,
so war sie gerade durch die Rücksicht auf die Arbeiterbevölkeruug,wie sie die
handgreiflichzu Tage tretenden Bedürfnisse in der zweiten Hälfte der achtziger
Jahre erheischten, sehr wohl zu rechtfertigen. Die damals besonders starke
Zunahme der Berliner Bevölkerung führte ganz natürlich zu einer besonders
starken Ausdehnung der Bebauung mit großen Miethäusern auch m den Vor¬
orten, und dafür mußte eine neue Bauordnung erlassen werden, die der bis¬
herigen Unordnung Maß und Ziel setzte. Die Bau- und Wohnzustände in
den Berliner Vororten mit „ländlichem und kleinstädtischem Charakter" waren,
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abgesehen von den wenigen reichen Villenbezirken,von denen die Arbeiter und
der Mittelstand gar nichts hatten, bis in die achtziger Jahre hinein recht
trostlos und mit denen in der Umgebung westdeutscher Großstädte gar nicht
zu vergleichen. Soweit die Berliner Arbeiterschaftin ihnen Unterkunft suchen
mußte, war sie iu fast allen Beziehungen viel schlechter daran als in den mit
großstädtischen Miethäusern bebauten Straßen. Mit einem Wort: die Wohn¬
verhältnisse in den Vororten haben sich seit Anfang der achtziger Jahre nicht
verschlechtert, sondern ganz bedeutend gebessert. Ob und wie viel dazu die
Vorortsbauvrdnung von 1887 beigetragen hat, mag ungewiß sein, aber gewiß
ist, daß sie den epochemachenden Umschlag zum Bösen nicht gebracht hat, den
Voigt ihr mit dem Satze zuschreibt: „Eine einzige unglückliche Verwaltungs¬
maßregel lenkte aber die ganze Entwicklung mit einem Schlage in andre
Bahnen."

Die Entwicklung ist wesentlich die Folge der Bevölkeruugszunahme, wie
ein Blick in nachstehende Zahlenübersichten verständlichmachen wird.

Es wurden zu Anfang Dezember der betreffenden Jahre ortsanwesende
Personen gezählt

in 1871 1885 18W 18VS 1900
Stadt Berlin . . . 826341 1815287 1578794 1677 304 1888326
Vororte zusammen . S7735 163740 268715 435236 639978
Rechtes Spreeufer . 17476 57204 88728 119255 167644
Linkes Spreeufer . . 40250 100536 179987 315981 472334

Es hat sich also in einem Menschenalter(1871 bis 1900) die Bevölkerung
von Berlin ohne Vororte um 129 Prozent, die der Vororte um 1008 Prozent
vermehrt, und zwar die der Vororte des rechten Spreeufers um 859, des linken
um 1073 Prozent.

In den Zählperioden seit 1867 — von denen die beiden ersten vier¬
jährig, alle übrigen fünfjährig waren — stellte sich in der Stadt Berlin (ohne
Vororte) die Bevölkerungsbewegung wie folgt:

Zähljahr Personen
Zusammen

absolut Prozent
1867 702437
1871 826341 123904 17,64
1875 969050 142709 17,39
1880 1122330 153280 15.80
1885 1315287 192957 17,19
1890 1578794 263507 20,03
1895 1677 304 98510 6,24
1900 1888326 211022 12,58

Die verhältnismäßig stärkste Zunahme zeigten die beiden vierjährigen
Perioden 1867/71 und 1871/75. Ihr entsprach die Wohnungsnot im Anfang
der siebziger Jahre, deren Grad bis heute nicht annähernd wieder erreicht ist.
Fast ebenso stark war die Zunahme in dem Jahrfünft 1885/1900, in die die
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so arg getadelte Vorortsbauordnung fällt. Von einer Wohnungsnot im Sinne
der ersterwähntenkonnte in ihr nicht geredet werden. Der kräftiger entwickelten
Bauspekulation, an der es 1871 fehlte, ist jedenfalls, mag an ihr noch so viel
zu tadeln sein, ein gewisses Verdienst dabei nicht zn bestreiten. Der starke
Abfall der Zunahme in dem nächstfolgenden Jahrfünft 1890/95 ist — abge¬
sehen von der Depression des Erwerbslebens — hauptsächlichdurch die zu¬
nehmende Verwendung von Bauplätzen in der innern Stadt zu andern als zu
Wohnzwecken (Citybildung) erklärt worden neben der Abnahme des noch un¬
bebauten Geländes an der Peripherie des Weichbilds. Um so auffallender ist
das starke Emporschnellender Bevölkernngszuuahmcim letzten Jahrfünft, trotz
verstärkter Citybildung und sehr verbesserter Verkehrsmittel nach den Vororten.
Der ungeheure Aufschwung der industriellen Unternehmungen in der Stadt
hat dazu sicher das meiste beigetragen, und der Wert, den die Arbeiterschaft
noch immer ans das Wohnen nahe bei der Arbeitsstätte legt, ist dadurch wieder
kräftig in Erinnerung gebracht worden. Die Folge ist in der sich jetzt, 1900/1901,
nachdem schon der industrielle Abfall eingetreten ist, geltend machenden Woh¬
nungsnot deutlich erkennbar. Die Wohnungsnot und der Wohnungswucher
haben gegenwärtig, wenn auch noch lange nicht den Grad von 1871/75 erreicht,
so doch seitdem den höchsten.

Berechnet man die Bcvölkerungszunahme in den verschiednenPerioden
auf je ein Jahr, so ergiebt sich als Jahreswachstum für die Periode

In Prozenten hat die Vorortsbevölkerung in den letzten drei Jcchrfünften
um 64,11, 61,97 und 47,03 zugenommen, also 1885/90 am stärksten, 1895/1900
am schwächsten. Das ist im Vergleich mit der Stadt Berlin ein befremdliches
Verhältnis. Hoffentlich wird die weitere Bearbeitung der Volkszählungs-
ergebnisfe von 1900 wertvolle Erklärungen dafür bringen. Jetzt schon be¬
stimmte Umstände zu bezeichnen, die die.Heranziehung der Vororte zur Ent¬
lastung der Stadt Berlin in Bezug auf das Wohnungsbcdürfnis der arbeitenden
Klassen gehemmt hätten, wäre verfrüht. So viel scheint sich uns aber aus
dem ganzen Zahlenbilde zu ergeben, daß es hohe Zeit ist, mit der Dezcntrall-
sation oder vielmehr Evakuation der Großindustrie aus Berlin und semeu
Vororten ganz energisch vorzugehn. Eine neue industrielle Haussebewegung
"ürdc sonst ganz unerträgliche Zustände schaffen.

Die Entwicklung der Vorstädte als Zubehör zur Großstadt hat eigentlich
erst mit 1870/71 begonnen. Ende 1871 hatten die hentigen sechzehn Vor¬
orte des rechten Spreenfcrs, wie wir sehen, um wenig über 17000 Einwohner
und die dreizehn des linken Spreenfers etwas über 40000; darunter die Stadt
Charlottenburg über 19000. Um ein Bild von der Vorortsentwicklung zu
geben, mögen'noch die Bevölkerungszahlen der sechzehn Vororte, die im De¬

in Berlin . .
in den Vororten

1871/8S
84924
11778

188SM»
52 701
2099S

1890/95
19702
38304

189S/1SV0
42204
40944
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zember 1900 mehr als 5000 Einwohner hatten, mitgeteilt werden. Es wurden
gezahlt

m 1871 188S 18IW 18NS 1W0

MMottenburg.... 19818
<)«?-^ ^Ü^n

eyo e ^ , . . . . 4 888 18872' ' ' ''

^.^ K '
3128 '

^
7 ..^

3 244 15854 "

^imer orf
1662 3616 8164 '

^
3019 6 998
1399 8 801 12 530 16 528 21423

N C 1870 6122 11038 16427 16883
R^iückcndorf""'"° 1 246 7219 10064 10677 14728
Fricdenau..... 2137 4211 7852 11050

1417 3822 5248 6520 9991
Friedrichsfelde , , . . 2170 3785 5563 6829 9629
Britz....... 1888 4146 5494 6844 8588
Teyel....... S91 1731 2148 2740 7141
Ober-Schömveide . . . 153 178 159 626 5850
Treptow...... 364 1178 1780 2838 5346

Von diesen Vororten hat Voigt nur Charlottenburg behandelt, das aber
in einer außerordentlich eingehenden, auf wertvollen archivalischen und stati¬
stischen Stndien beruhenden Arbeit, Es muß sehr bedauert werden, daß es
dem jungen Gelehrten nicht vergönnt gewesen ist, auch die Arbeitervorortc
wie Rixdorf usw. in den Kreis der Bearbeitung zu zichu. Charlottenburg
weist unter allen deutschen Städten mit die reichste Einwohnerschaft auf, und
auch das von Voigt eingehend geschilderte Gelände am' Kurfürstcndamm und
die Villenkolonie Grnnewald sind Lnxusqnartierc ersten Ranges, deren Ent¬
wicklung sich ganz abseits von der sozialen Wohnungsfrage abgespielt hat
und noch abspielt, soweit man darunter das Wohnbedürfnis der weniger
bemittelten Klassen und namentlich die Wohnungsnot begreift. Von diesem
sozialen Standpunkt ans betrachtet, lassen uns auch die teils widerlichen,
teils lächerlichen Ausschreitungen, die die Tcrrainspeknlation in Charlotten¬
burg, am Kurfürstendamm nnd in der Villenkolonie Grunewald im letzten
Jahrzehnt ausgewiesen hat, sehr kalt. Wenn sich die reichen Parvenüs aller
Branchen — nicht der geschäftlichenallein — dort im Geldwegwerfen für
Luxuswohnungen und Luxusbauplätze überbieten, so hat das für die Wohn¬
verhältnisse des Arbeiterstandes und des Mittelstandes sehr wenig Bedeutung.
Die riesigen Gewinne, die die Spekulanten in diesen Bezirken eingestrichen
haben, können am wenigsten als ein Blutgeld, das den Ärmern abgepreßt
wäre, bezeichnet werden. Der Voigtschcn Berechnung, nach der z, B, in Charlotten¬
burg der Grundwert im Jahrzehnt 1887/97 um mehr als 250000000 Mark
in die Höhe getrieben worden sein soll, und deshalb „jede neu hinzugekommne
Person" den Charlottenburger Grundbesitzern einen „durchschnittlichen Wert¬
zuwachs" von 2500 Mark gebracht, „jede sechsköpfige Familie" sie aber um
durchschnittlich 15000 Mark bereichert habe, kann in diesem Sinne gar keine
ernste Bedentnng beigemessen werden, wenn sie auch agitatorisch unter Um-
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stände» verwertbar sein mag. Voigt selbst will gerade für Chnrlottmburg,
wo neuerdings einige Arbeiterviertel infolge der Errichtung großer industrieller
Etablissements entstanden sind, festgestellt haben, daß die „wohlhabende»
Klassen pro Zimmer wie pro Kopf ganz erheblich mehr Miete wie die ürmcrn
Klassen zahle» nnd zwar um so mehr, je wohlhabender sie sind." Wir stehn
solchen „Feststellungen" im allgemeinen sehr skeptisch gegenüber, bestreikn aber
die Richtigkeit der Vvigtschen Berechnung für den verhältnismäßig kleinen
Kreis der von ihm in Betracht gezognen Fälle natürlich nicht. Nur muß
bestritteu werden, wenn er dann ganz allgemein behauptet: „Die Tabelle
zeigt mit wahrhaft schlagender Deutlichkeit,wie gänzlich haltlos die popnlärc
Ansicht ist, daß die ärmern Klassen relativ teurer als die besitzenden Klassen
wohnten." Vvigt weist auch tabellarisch uach, daß in Charlottenbnrg „die
Bodenpreise der einzelnen Stadtviertel sich genau iu derselben Weise wie die
Mietpreise nnd die Wohlhabenheit abstufen." Die reichsten Stadtviertel hätten
die höchsten, die ärmsten die niedrigsten Bodenpreisc. Die wohlhabenden
Klassen würden also durch die Grundrente wie durch die Mietpreise weit
stärker als die nntern Klassen belastet. Das freut uns recht sehr; aber wo
bleibt da der soziale Ernst des Rcchenexempels, nach dem „jede sechsköpfige
Familie" den Bodenspekulanten — denn diese, nicht die Grundbesitzer als
solche haben den Gewinn eingeheimst — im Jahrzehnt 1887/57 mit 15000 Mark
tributpflichtig geworden sein soll?

Über die Wertsteigernug des Grund uud BodeuS in den Berliner Vor¬
orten im allgemeinen sagt Voigt folgendes: „Eingeleitet durch die Bauordnung
von 1887, durch die Reform des Borortsverkehrs von 1891 im höchsten
Maße begünstigt, durch die Vorortsbanordnnng von 1892 kaum vorüber¬
gehend gehemmt, überall durch die Verwaltungöpraxis gefördert, fast ununter¬
brochen von einem glänzenden Aufschwung des ganzen Wirtschaftslebens und
einer starken Bevölkeruugsverinehrnng begleitet, hat die Terrain- und Bau-
speknlation, der die ungeheure Vermehrung der Betriebsmittel der Hypotheken¬
banken jederzeit die erforderlichen Kapitalien znr Verfügung stellte, in der
Berliner Umgegendbis zur Gegenwart angehalten, mit jedem Jahre an Aus¬
dehnung und Intensität gewonnen uud in eiuem Jahrzehnt nnermeßliche
Summen eingeheimst. Nach einer summarischen Berechnung beträgt die von
1887 bis 1898 eingetrctne Wertsteigernug allein des Grund nnd Bodens in
den Berliner Vororten nicht weniger als rund eine Milliarde Mark." Das
wird sicher nicht zu hoch geschützt sein, nnd der Teil davon, den die Verkäufer
der Grundstücke, die alten Besitzer mit ihren Erben uud die „Spekulanten"
"n engern Sinne schon bar in °dic Tasche gesteckt haben, ist jedenfalls sehr
M'ß, obwohl immerhin noch recht beträchtliche Flächen iu den Vororts-
gemciudcn nnd Vorortsgutsbezirkeu iu der alten Hand sind, nnd zwar mich
s"st immer aus „Spekulation." Recht hat anch Voigt darin, wenn er mernt,
d"ß die Hypothekenbanken — die übrigens auch die maßvolle, vernünftige und
nach dem bisherigen Stande der Dinge und unsrer ganzen bisherigen Gruud-
cigentnms-, Rechts- »nd Wirtschaftsordnung berechtigte und wünschenswerte
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großstädtischeBau- und Grundstückspekulationunterstützt haben — leider
auch den Ausschreitungeneiner verderblichen und unmoralischen Übcrspelulation
einen verhängnisvollen, zum Teil sogar verbrecherischen Vorschub geleistet
haben. Aber daß die riesige Wertsteigerung des Grund und Bodens auch nur
hauptsächlicheine Folge der Spekulation überhaupt oder ihrer Unterstützung
durch die Hypothekenbanken,durch das Baurecht und die Verwaltungspraxis
gewesen sein soll, das konnte Voigt niemals beweisen, und er hat es des¬
halb auch nicht mit klaren Worten behauptet. Bezeichnenderweise hat er dem
wirklichen Grunde der Wertsteigerung, nämlich dem „fast ununterbrochneu
glänzenden Aufschwung des ganzen Wirtschaftslebens und der starken Be¬
völkerungsvermehrung" in dem mitgeteilten Satze die Rolle einer ziemlich
harmlos uud nebensächlich aussehendenBegleiterscheinungzugewiesen. Und er
ist deshalb nicht ganz ohne Schuld, wenn die, die sich auf seine exakte stati-
stisch-archivalische Forschung und Beweisführung so zuversichtlich berufen, jetzt
sagen: Voigt hat ja festgestellt, daß die Spekulation, allein in zehn Jahren
und allein in den Vororten von Berlin, den Grundwert um eine Milliarde
Mark in die Höhe getrieben hat, die nun die armen Arbeiter in unerschwing¬
lichen Wohnungsmieten verzinsen müssen, sodaß sie, aus dem herrlichen Jung¬
brunnen an der Oder und der Weichsel nach Berlin gelockt, an Leib und Seele
verkümmern. Deshalb weg mit der Gruudstückspekulation, weg mit der steige-
rungsfühigen großstädtischenGrundrente, deshalb weg aber auch mit dem
„individualistischen"Privateigentum an Grund und Bodeu und der ganzen
privatwirtschaftlichenBefriedigung des Wohnbedürfnifses!

Es ist auch ganz sicher, daß die wirklich unmoralischeund verbrecherische
Spekulation dank der außergewöhnlich langen Prosperitätsperiode — denn
eigentlich ist seit den siebziger Jahren den Berliner Grundstücks- und Woh-
nungsspekulanteu kein gehöriger Krach in die Glieder gefahren — auch ganz
außergewöhnlichhohe Gewinne in die Tasche gesteckt und auch vor dem Zivil¬
richter wie dem Strafrichter in Sicherheit gebracht hat. Aber wie hoch diese
Summen sind, und wie weit sie gerade die Wohnung des armen Mannes be¬
lasten, wer kann das einschätzen? Auch das steht fest, daß die Grundstück¬
spekulanten darauf ausgegangen sind, auch vielfach in der Lage waren, Ein¬
flüsse in ihrem Interesse in der kommunalen Selbstverwaltung geltend zn
machen. Aber auch hier wird man darüber, ob und wieweit nuM llcies an
irgend einer verantwortlichen Stelle vorgelegen hat, nur mit der allergrößten
Reserve urteilen können. Die leitenden Berufsbeamten der Stadt Berlin und
die Staatsbehörden sind sicher in dieser Beziehung über jeden Verdacht er¬
haben. Sehr verdienstlichist es ferner, daß Voigt scharf den in der Feuer¬
versicherung eingerissenen Mißbrauch übermüßiger Taxen mit darauf fußender
Überversicherung bloßstellt, was auch Bcmmert kürzlich in den Grenzbotcn ge¬
bührend gerügt hat. Hoffentlich wird diesem Unfug ein für allemal ein Riegel
vorgeschoben werden, am besten durch ein staatliches Taxamt, mit dessen Ein¬
richtung schleunigst vorgegangen werden sollte.
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Und auch darin ist schließlich Voigt und den andern wissenschaftlichen
Agitatoren für die sozialistische BodenreformRecht zu geben, daß die großen Ge¬
winne im Berliuer und sonstigen großstädtischen Grundstückgeschäft, mich ab¬
gesehen von direkt unmoralischen uud verbrecherischemMachenschaften, den
Spekulanten ganz „unverdient" in den Schoß gefallen sind, uud daß die Ge¬
winner fast immer Leute waren, die ohnedies zu leben hatten. Und aus
vollster Überzeugung stimmen wir auch denen zu, die wünschen, daß die Art
und Weise, wie die Spekulation in Grundstücken in den letzten beiden Jahr¬
zehnten in Berliu vielfach betrieben worden ist, im allgemeinen als „unan¬
ständig" anerkannt werden sollte, wenn man auch immer vor einem dahin
lautenden Urteil im einzelnen Falle Person nnd Sache mit gewissenhaftester
Vorsicht prüfen muß. Es ist das Urteilen über die „Unverdientheit" und
über die darauf begründete „Unanständigkeit" von Geschäftsgewinnen jeder
Art eine heikle Sache. Huocl liest bovi, ncm liest 5ovi! heißt es hier in um¬
gekehrter Wortstellung. Und der alte Jude Jesus Sirach hat wohl auch nicht
so ganz Unrecht gehabt mit seinem von uns schon einmal in den Grcnzbote»
zitierten Spruch: Wie der Nagel zwischen zween Ziegelsteinen, also stecket die
Sünde zwischen Käufer und Verkäufer. Was am Gewinn bei allerhand Ver¬
knus wirklich durch eiue persönliche Leistung des Gewinners „verdient" ist und
deshalb als nicht unanständig zu erachten wäre, werden auch die gescheitesten
Sozialreformer fast niemals sagen können, mag es sich um Gewinne an Gewerbe¬
produkten, an Erfiudungen, Entdeckungen und Patenten technischer, chemischer
und andrer „wissenschaftlicher" Autoritäten, an Modekunstwerkeu, au Büchern
und Jonrualc», an landwirtschaftlichen Erzengnissen und Liegenschaften handeln,
oder um die jetzt unterschiedlos geächteten Gewinne an Berliner Bauplätze»
und Hünsern. Fest steht, daß sich nicht nur gewerbsmäßigeHändler, sondern
auch Grafen und Herren in stattlicher Anzahl, hohe, mittlere nnd niedere Be¬
amte und biderbe Mittelstandsleute in dem bekannten besondern Sinne — von
den Herren Kunstarchitektengar nicht zu reden iu hellen Haufen an der
Berliner Grundstückspekulation der letzten Jahre beteiligt haben, und leider
nicht selten in einer Art und Weise, die ganz entschieden unanständig war,
über die wir aber nur den Mantel christlicher Liebe decken tonnen, weil diese
Unanständigkeit geradezu zur Sitte geworden war, und sogar berufsmüßige
Meister in ihr bis sehr hoch hinauf trotz genauer Kenntnis der Verhältnisse
als einwandfreie Anstandsmnstcr anerkannt worden sind und noch anerkannt
werden. Und warum sollte man anch in den obern Regionen gerade die
glücklichen Grundstückspekulanten zu Prügeljungeu machen? Die spekulativen
Geldheiraten in den höhern Ständen bringen nicht nur in Berlin den Speku¬
lanten heute noch riesige Gewinne ein, die um nichts „unverdienter" sind als
die der Bauplatzhändler und nebenher oft durch ein höchst unsittliches Be¬
handeln des heiligsten Bandes, das zwei Menschen verknüpfenkann, einen be¬
sonders unanständigen Beigeschmack erhalten. Sie sind dann ganz gewiß un¬
anständig. Aber wer hält sie dafür? Man sollte also das generelle Aburteilen
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über die Anständigkeit und Unanständigkeit gewinnbringenderGeschäfte lieber
ganz bleiben lassen, aber um so mehr sein gutes Recht gebrauchen, den ein¬
zelnen Millionengewinner, der eiuem iu den Weg kommt, je nach der sitt¬
lichen Qualität seiner persönlichen Handlungsweise und der Verwendung des
gewonnenen Reichtums als einen guten oder als einen schlechten Kerl zu be¬
handeln, mag er Graf oder Geheimer Kommerzieurnt,Jude oder Christ, Ber¬
liner Banplntzhäudler, Zeitnugsverleger oder Herrschaftsbesitzer sein. Wenn
sich doch unsre Sozialrefvrmcr in Berlin, von Stöckcr bis auf die allerneusten,
nicht gar so sehr voll den Millionen der Parvenüs imponieren ließe»! Ihre
ganze Auffassung der sozialen Verhältnisse wird dadurch getrübt, und ihren
Refvrmvorschlägenviel zu sehr der Charakter des ÜAto verlieh», was doch
auch nicht vornehm ist.

Auf keinen Fall darf uns der Ärger über die großen unverdienten Ge¬
winne der Berliner Gruudstückspekulauten in den beiden letzten Jahrzehnten
verleiten, die Spekulation überhaupt und damit zugleich die ganze bisherige
Gmndeigentllmsordnung und privatwirtschaftliche Befriedigung des Wohuungs-
bedürfnifsesals die Hauptsache,die abzustellenist, zu behandeln, die riesige
Bevölkerungszunahme aber als eine Begleiterscheinung, zu deren Abstellung
selbständig keine Maßnahmen zu treffen wären. Und noch weniger sollte uns
der Zorn über diese Gewinne und die irrtümliche Annahme, daß sie allein
oder hauptsächlichdie Arbeiter in ein unerträgliches Wvhnnngselend gebracht
hätten, verleiten, nun aus öffentlichen Mittel» die großstädtischen Arbeiter und
zugleich ihre Arbeitgeber mit idealen Arbeiterwohnungen zu „Mindestpreisen"
zu beschenken und so die Konzentration der Industrie in der Großstadt noch
zn fördern. Am allerwenigsten aber darf das als eine kommunaleAufgabe
der Großberlin bildenden Stadt- und Landgemeindenanerkannt werden.

Leider haben wir keine ausreichende Statistik über die Zunahme der groß-
industriellenUnternehmungender Zahl und dem Umfang nach in Berlin und den
Vororten, und es kaun Wohl auch nicht erwartet werden, daß uns die Zusatz-
fragcn, die in den beteiligten Gemeinden bei der letzten Volkszählung über den
sehr wichtigen Unterschied der Wohngemeindevon der Arbeitsgemeinde gestellt
worden sind, die nötige Aufklärung über den Bestand an solchen Unter¬
nehmungen im Dezember 1890 verschafft haben. Das Ergebnis dieser Zusatz¬
fragen ist, soviel wir wissen, noch nicht veröffentlicht worden. Wir werden
dadurch wahrscheinlich bestätigt finden, daß in Rixdvrf und andern Arbeiter¬
vororten sehr viele Arbeiter wohnen, die in Berlin ihr Brot verdienen, ohne
der Stadt Berlin durch Ansprüche an die Schule, Armenpflegeusw. zur Last
zu fallen. Man wird Wohl auch erfahren, daß ebenso in Berlin eine ganz
beträchtliche Anzahl vvn Arbeitern ansässig ist, die in industriellen Großnnter-
nehmungen der Vororte arbeiten. Die Bilanz, die dabei herauskommt, inter¬
essiert hier nicht, mag sie im Sinne einer gerechten Lastenverteilung noch so
lmerwünscht ausfallen. Uns kommt es auf die in Grvßberlin unnötiger- nnd
uuklugerweise zusammengehäuftcMasse von Arbeitsgelegenheit an. Leider ist
Paul Voigt nicht dazu gelangt, diese Frage durch seiue archivnlisch-statistischen
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Studien zu beantworten, wenigstens nicht, soweit es ihm vergönnt war, sie zu
veröffentlichen. Vielleicht enthalten seine nachgelassenen Papiere auch darüber
noch wichtige Aufschlüsse, und das Institut für Gemeinwohl in Frankfurt a. M.,
in dessen Auftrag Voigt gearbeitet hat, wird gut thun, darauf bei der weitern
Verarbeitung und Veröffentlichung der VoigtschenManuskripte besondres Ge¬
wicht zn legen, sei es auch uuter Veranstaltung ergänzender Erhebungen, wobei
ihm die Unterstützungder Staats- und städtischen Behörden und der Arbeiter-
versicheruugsämterzu wünschen wäre. Bekannt ist, daß in den letzten zehn
Jahren sehr viele grvßindustrielleAulagen in Großberlin ganz neu entstanden
sind, die mit den Zwecken und Bedürfnissen der Großstadt nichts zu thun haben,
und daß viele solche Etablissementsaus der Stadt — statt weiter in die Provinz
hinein — in die Vororte verlegt worden sind, um sie ins Riesenhafte aus¬
dehnen zu können, ohne die Vorteile des Berliner Arbeitsmarkts zu verlieren.
Aber ebenso bekannt ist auch, daß bis auf den heutigen Tag auswärtige
Werke, auch rheinische, in Großberlin nicht etwa Berkaufskontors oder der¬
gleichen, nein großartige Filialen znr Fabrikation einzurichtenfür profitabel
halten, weil sie hier jeder Sorge nicht nur für das Wohnbedürfnis, sondern
überhaupt für die Existenzbedingungenihrer Arbeiterschaft überhoben sind. Den
Stadt- und Landgemeindenvon Großberlin fehlen jetzt die gesetzlichen Hand¬
haben, diese Anlagen für das gewaltige Anschwellender Gemeindcansgaben,
das sie veranlassen, und von dem sie den Vorteil haben, so weit wie es nötig
uud gerecht wäre, regreßpflichtig zu inachen. Und nun sollen sich diese Ge¬
meinden der Großindustrie zuliebe auch noch mit einer neuen Arbeiterwohnungs-
pvlitik belasten, deren finanzielle Tragweite gar nicht abgesehen werden kann,
jedenfalls aber, wenn sie im Sinne der Bodenreformer wirksam werden soll,
ganz ungeheuer ist? Wie mau den Ansgleich der Interessen zwischen den
einzelnen Gemeinden Grvßberlins — von deren Zusammenfassungzu einer Ge¬
meinde, wie es scheint, und wohl aus guten Gründen, für lange Zeit Abstand
genommen worden ist — bei der verlangten aktiven kommunalen Wohnungs¬
und Bodenpolitik zu Wege bringen will, danach wollen wir vorläufig uvch
gar nicht fragen. Schon wer auf der Karte die Gemarkungsgrenzen der be¬
teiligten privat- nnd staatsrechtlichganz selbständig nebeneinander bestehenden
Gemeinden verfolgt, wird sich einen Begriff von dem Durcheinander berechtigter
und wichtiger Interessen machen können, die hier berührt werden. Und nun
vollends, wenn man die ungeheure Verschiedenheitder Stenerfähigkeit und
sonstigen Fiuauzkrcift der Gemeinden in Betracht zieht. Man darf gespannt
darauf sein, wie sich die angekündigten Gesetzentlvürfe, die die neue kommunale
Bodenpolitik eigentlich erst möglich machen wollen, zn diesem Rattenkönig
stellen werden.

Derartige Fragen geniereu freilich unsre stantssozialistischen großen Geister
wenig uud die Sozialdemokraten gar nicht. Je schroffer der Bruch mit der
bestehenden Rechtsordnung, je souveräner die Rücksichtslosigkeit namentlich auch
gegen wohlerworbnePrivatrechte ist, nui so größer erscheint beiden die soziale
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Weisheit der Projektentwerfer. Die Sozialdcmvkraten stehn dabei an Klarheit
und logischem Denken hoch über ihren „staatstreuen" Bundesgenossen. Sie
sehen die ganze Unmöglichkeitund UnHaltbarkeit der verlangten Wohnnngs-
politik ein, die bald zur radikalen sozialistischen Ordnung drängen muß. Sie
lachen sich ins Fäustchen und haben das beste Recht dazu. Ihre Geschäfte
werden so vortrefflich besorgt.

Das verleiht der Frage gegenwärtig in der Stadt Berlin selbst ein be¬
sondres Interesse. Daß der Berliner Magistrat die Verkehrtheit der boden-
reformerischen kommunalen Arbeiterwohnnngspolitik nicht erkennt, ist aus¬
geschlossen. Aber Singer nnd seine Genossen macheu nicht uur Bürgermeister,
sie machen auch Stadträte. Dazu bnhlen der politische Freisinn und die alten
Manchesterinvalidcn in ihm eifriger denn je um Singers Gunst im Partei¬
interesse. Werden da die unabhängigen Männer im Magistrat — und un¬
abhängig sind, so befremdlich es manchem erscheinen mag, die besoldeten Mit¬
glieder viel mehr als die im Ehrenamt — die Macht und den Mut zu
energischer Abwehr finden? Werden sie das ehrgeizstrotzende Strebertum in
der Gemeindeverwaltung selbst, dem sich in der neue» Wohnnngs- und Boden¬
politik eine so herrliche Perspektive eröffnet, zu zügeln vermögen? Werden
sie nach obeu auch danu Opposition zu macheu geneigt sein, wenn diese
Opposition zugleich uach unten geinacht werden muß? Wie die Zeitungen
berichten, wird auch in der Berliner Gemeindeverwaltung sehr eifrig über die
Ministerialerlasse vom 19. März Rats gepflogen. Es wird sich bald zeigen,
ob der gesunde und berechtigteLiberalisinus iu Berlin noch imstande ist, die
konservativePolitik zu vertreten, die ihn allein noch vor dem schmählichsten
Untergänge retten kann.

Vor dem Geschrei, sie ließen sich durch „Konnivenz" gegenüber dem
Spekulantentnm zur Abwehr der sozialistischen Wohunngs- nnd Bodenpolitik
bestimmen, werden die Männer, auf die es ankommt, sich hoffentlich nicht
fürchten. Freilich werden sie sich dann nicht mit einfacher Verneinung uud
Ablehnung begnügen können, sondern erstens — wozu sie ja berufen und am
besten in der Lage sind — uach obeu wie nach unten über die thatsächliche Lage
des Berliner Gruudstücks- und Wohnnngsmarkts nnd seine Entwicklung mit
dem größten Fleiß und tendenzloser, wir möchten sagen' wissenschaftlicher
Gründlichkeitund Wahrhaftigkeit aufklären müssen, und zweitens die gesetzlichen
Reformen und die staatlichen und kommunalen Verwaltnngsmnßnahmen vor¬
schlagen müssen, die ohne Gefährdnng der Fundamente unsrer Rechts- uud
Gesellschaftsorduuugdie in den Berliner Wohnverhältnissenobwaltendenschweren
Mängel beseitigen könueu.

(Schluß folgt)
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